28. JUNI 2023 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung und des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern
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Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


28. JUNI 2023 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung und des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Einleitende Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen


Art. 2 - In Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, werden die Wörter "aufgrund der Staatsangehörigkeit, einer angeblichen Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung oder der nationalen oder ethnischen Herkunft" durch die Wörter "aufgrund geschützter Merkmale" ersetzt.


Art. 3 - Artikel 4 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 17. August 2013, wird wie folgt abgeändert:

a) In den Nummern 6 und 12 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

b) In den Nummern 7 und 9 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

c) In Nr. 8 werden die Wörter "ein bestimmtes geschütztes Merkmal" durch die Wörter "ein oder mehrere geschützte Merkmale" ersetzt.

d) In den Nummern 10 und 11 werden die Wörter "einem der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "einem oder mehreren der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 4 - Artikel 4 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 17. August 2013, wird wie folgt abgeändert:

a) Nummer 4 wird wie folgt ergänzt:

"Diese geschützten Merkmale können tatsächliche oder vermeintliche, persönlich oder durch Assoziierung zugewiesene geschützte Merkmale sein, die für sich alleine stehen oder mit einem oder mehreren geschützten Merkmalen aus vorliegendem Gesetz, dem Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung und dem Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern kombiniert werden können,"

b) In Artikel 4 werden die Nummern 9/1 und 9/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"9/1. kumulativer Diskriminierung: Situation, die entsteht, wenn eine Person infolge einer Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die zusammengenommen werden, aber voneinander trennbar bleiben, diskriminiert wird,

9/2. intersektionaler Diskriminierung: Situation, die entsteht, wenn eine Person infolge einer Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die miteinander interagieren und voneinander untrennbar werden, diskriminiert wird,".


Art. 5 - In Artikel 7 § 1 desselben Gesetzes werden die Wörter "einer angeblichen Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung oder der nationalen oder ethnischen Herkunft" durch die Wörter "einer oder mehrerer der geschützten Merkmale mit Ausnahme der Staatsangehörigkeit" ersetzt.


Art. 6 - In Titel 2 desselben Gesetzes wird ein Kapitel 2/1 mit der Überschrift "Rechtfertigung der Unterscheidungen aufgrund mehrerer geschützter Merkmale" eingefügt.


Art. 7 - In Kapitel 2/1, eingefügt durch Artikel 6, wird ein Artikel 9/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 9/1 - § 1 ­ Jede unmittelbare oder mittelbare Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die zusammengenommen werden, aber voneinander trennbar bleiben, stellt eine kumulative Diskriminierung dar, es sei denn, diese Unterscheidung ist aufgrund der Bestimmungen der Titel 2 des vorliegenden Gesetzes, des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung oder des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern gerechtfertigt.

Für die Beurteilung der Rechtfertigung gilt die Rechtfertigungsregelung, die für die Person, die von der Unterscheidung in der Behandlung betroffen ist, am günstigsten ist.

§ 2 - Jede unmittelbare oder mittelbare Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die miteinander interagieren und voneinander untrennbar werden, stellt eine intersektionale Diskriminierung dar, es sei denn, diese Unterscheidung ist aufgrund der Bestimmungen der Titel 2 des vorliegenden Gesetzes, des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung oder des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung von Frauen und Männern gerechtfertigt.

Für die Beurteilung der Rechtfertigung gilt die Rechtfertigungsregelung, die für die Person, die von der Unterscheidung in der Behandlung betroffen ist, am günstigsten ist."


Art. 8 - In den Artikeln 9 und 10 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 9 - In Artikel 11 § 1 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 10 - Artikel 12 desselben Gesetzes wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt:

"- kumulative Diskriminierung,

- intersektionale Diskriminierung."


Art. 11 - Artikel 16 § 2 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

a) In Nr. 1 wird die Zahl "650" durch die Zahl "1.950" ersetzt.

b) In Nr. 1 wird die Zahl "1.300" durch die Zahl "3.900" ersetzt.

c) Nummer 1 wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Ab dem 1. Januar 2024 werden diese Beträge jeweils am 1. Januar unter Berücksichtigung der Entwicklung des zu diesem Zweck berechneten und bestimmten Verbraucherpreisindexes des Monats November des jeweiligen Vorjahres angepasst, wie im Königlichen Erlass vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes vorgesehen.

Der Anfangsindex ist der Index des Monats November 2022.

Jede Erhöhung oder Minderung des Indexes zieht eine Erhöhung oder Minderung der Beträge gemäß folgender Formel nach sich: Der neue Betrag entspricht dem mit dem neuen Index multiplizierten und durch den Anfangsindex geteilten Basisbetrag.

Das Ergebnis wird auf den nächsthöheren Euro gerundet.

Die neuen Beträge werden jährlich durch Bekanntmachung im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht. Sie treten am 1. Januar des Jahres, in dem sie angepasst werden, in Kraft."



d) Paragraph 2 wird durch die Nummern 3 und 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"3. Wenn das Opfer die Entschädigung für den Schaden verlangt, den es wegen kumulativer Diskriminierung erlitten hat, berücksichtigt das Gericht die Kumulierung der Merkmale, die zur Feststellung des Bestehens einer solchen Diskriminierung führen können, und entscheidet dementsprechend über die Zweckmäßigkeit einer Kumulierung der in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnten Pauschalentschädigungen, um die zusammengenommene Anzahl der kumulativen Merkmale zu berücksichtigen, wobei die Entschädigung auf keinen Fall geringer sein darf als die in Nr. 1 oder 2 erwähnte Pauschalentschädigung, die infolge der Verletzung eines geschützten Merkmals gewährt wird.

4. Wenn das Opfer die Entschädigung für den Schaden verlangt, den es wegen intersektionaler Diskriminierung erlitten hat, berücksichtigt das Gericht die intersektionale Diskriminierung und entscheidet dementsprechend über die Zweckmäßigkeit einer Kumulierung der in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnten Pauschalentschädigungen, um die Anzahl der untrennbar miteinander interagierenden Merkmale zu berücksichtigen, wobei die Entschädigung auf keinen Fall geringer sein darf als die in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnte Pauschalentschädigung, die infolge der Verletzung eines geschützten Merkmals gewährt wird."


Art. 12 - Artikel 18 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. April 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der Präsident des Gerichts kann positive Maßnahmen anordnen, um eine Wiederholung ähnlicher Handlungen, die einen Verstoß gegen die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes darstellen, zu verhindern."

2. In § 2 werden die Wörter "kann der Präsident des Gerichts ihm die in Artikel 16 § 2 erwähnte Pauschalentschädigung gewähren" durch die Wörter "gewährt der Präsident des Gerichts ihm die in Artikel 16 § 2 erwähnte Pauschalentschädigung" ersetzt.

3. Paragraph 3 Absatz 2 wird aufgehoben.


Art. 13 - In Artikel 19 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 14 - In Artikel 20, abgeändert durch das Gesetz vom 5. Mai 2019, und in den Artikeln 23, 24 und 25 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 15 - In Artikel 22 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 16 - Artikel 29 Absatz 2 desselben Gesetzes wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt:

"- kumulative Diskriminierung,

- intersektionale Diskriminierung."


Art. 17 - Artikel 30 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

2. In den Paragraphen 2 und 3 werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

3. In § 2 Nr. 1 werden die Wörter "ein gemeinsames geschütztes Merkmal" durch die Wörter "ein oder mehrere gemeinsame geschützte Merkmale" ersetzt.


Art. 18 - Artikel 33 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Im heutigen Text, der § 1 bilden wird, werden zwischen den Wörtern "des Opfers" und den Wörtern "erhalten haben" die Wörter "oder seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Rechtsnachfolger" eingefügt.

2. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 2 - In Abweichung von § 1 steht der fehlende Nachweis der Zustimmung des Opfers der Zulässigkeit einer von einer Interessenvereinigung erhobenen Klage nicht entgegen, wenn:

1. das Opfer gestorben ist und seine Rechtsnachfolger im Rahmen der gerichtlichen Untersuchung zu diesem Todesfall bereits beschuldigt worden sind oder aus dieser Untersuchung hervorgeht, dass seine Rechtsnachfolger eines oder mehrere der geschützten Merkmale des Opfers nicht anerkennen oder nicht respektieren,

2. das Opfer aufgrund seiner Schutzbedürftigkeit nicht in der Lage ist, seine Zustimmung zu geben, und seine gesetzlichen Vertreter bereits Gegenstand einer laufenden strafrechtlichen Ermittlung wegen Diskriminierung des Opfers sind oder aus der strafrechtlichen Ermittlung hervorgeht, dass seine gesetzlichen Vertreter eines oder mehrere der geschützten Merkmale des Opfers nicht anerkennen oder nicht respektieren, oder seine gesetzlichen Vertreter aufgrund ihrer Schutzbedürftigkeit ebenfalls nicht in der Lage sind, ihre Zustimmung zu geben.

Eine schutzbedürftige Person ist eine Person, die sich aufgrund eines oder mehrerer geschützter Merkmale, wie sie im vorliegenden Gesetz, im Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung oder im Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern bestimmt sind, in einer schutzbedürftigen Situation befindet."


Art. 19 - In dasselbe Gesetz wird ein Titel 8 mit der Überschrift "Verschiedenes" eingefügt.


Art. 20 - In Titel 8, eingefügt durch Artikel 19, wird ein Artikel 34/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 34/1 - Der König legt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Bedingungen und Modalitäten für die Gewährung von Zuschüssen, die den im Bereich der Bekämpfung von Rassismus oder Xenophobie tätigen Organisationen oder Projekten mit dem Ziel der Bekämpfung von Rassismus jährlich gewährt werden, fest für Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Föderalbehörde fallen."


KAPITEL 3 ­ Abänderungen des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung


Art. 21 - In Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung, abgeändert durch die Gesetze vom 30. Dezember 2009 und 20. Juli 2022, werden die Wörter "aufgrund des Alters, der sexuellen Ausrichtung, des Personenstands, der Geburt, des Vermögens, der religiösen oder weltanschaulichen Überzeugung, der politischen Überzeugung, der gewerkschaftlichen Überzeugung, der Sprache, des Gesundheitszustands, einer Behinderung, eines körperlichen oder genetischen Merkmals oder der sozialen Herkunft" durch die Wörter "aufgrund geschützter Merkmale" ersetzt.


Art. 22 - [Abänderung des niederländischen Textes]


Art. 23 - Artikel 4 desselben Gesetzes, abgeändert durch die Gesetze vom 30. Dezember 2009, 17. August 2013 und 20. Juli 2022, wird wie folgt abgeändert:

a) In Nr. 4 werden nach den Wörtern "soziale Herkunft" die Wörter "oder Stellung" eingefügt.

b)  In Nr. 6 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

c) In den Nummern 7 und 9 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

d) In Nr. 8 werden die Wörter "ein bestimmtes geschütztes Merkmal" durch die Wörter "ein oder mehrere geschützte Merkmale" ersetzt.

e) In den Nummern 10 und 11 werden die Wörter "einem der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "einem oder mehreren der geschützten Merkmale" ersetzt.

f)  In Nr. 13 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 24 - Artikel 4 desselben Gesetzes, abgeändert durch die Gesetze vom 30. Dezember 2009, 17. August 2013 und 20. Juli 2022, wird wie folgt abgeändert:

a) Nummer 4 wird wie folgt ergänzt:

"Diese geschützten Merkmale können tatsächliche oder vermeintliche, persönlich oder durch Assoziierung zugewiesene geschützte Merkmale sein, die für sich alleine stehen oder mit einem oder mehreren geschützten Merkmalen aus vorliegendem Gesetz, dem Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, und dem Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern kombiniert werden können,"

b) In Artikel 4 werden die Nummern 9/1 und 9/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"9/1. kumulativer Diskriminierung: Situation, die entsteht, wenn eine Person infolge einer Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die zusammengenommen werden, aber voneinander trennbar bleiben, diskriminiert wird,

9/2. intersektionaler Diskriminierung: Situation, die entsteht, wenn eine Person infolge einer Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die miteinander interagieren und voneinander untrennbar werden, diskriminiert wird,".


Art. 25 - In Titel 2 desselben Gesetzes wird ein Kapitel 2/1 mit der Überschrift "Rechtfertigung der Unterscheidungen aufgrund mehrerer geschützter Merkmale" eingefügt.


Art. 26 - In Kapitel 2/1, eingefügt durch Artikel 25, wird ein Artikel 9/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 9/1 - § 1 ­ Jede unmittelbare oder mittelbare Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die zusammengenommen werden, aber voneinander trennbar bleiben, stellt eine kumulative Diskriminierung dar, es sei denn, diese Unterscheidung ist aufgrund der Bestimmungen der Titel 2 des vorliegenden Gesetzes, des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, oder des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern gerechtfertigt.

Für die Beurteilung der Rechtfertigung gilt die Rechtfertigungsregelung, die für die Person, die von der Unterscheidung in der Behandlung betroffen ist, am günstigsten ist.

§ 2 - Jede unmittelbare oder mittelbare Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die miteinander interagieren und voneinander untrennbar werden, stellt eine intersektionale Diskriminierung dar, es sei denn, diese Unterscheidung ist aufgrund der Bestimmungen der Titel 2 des vorliegenden Gesetzes, des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, oder des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung von Frauen und Männern gerechtfertigt.

Für die Beurteilung der Rechtfertigung gilt die Rechtfertigungsregelung, die für die Person, die von der Unterscheidung in der Behandlung betroffen ist, am günstigsten ist."


Art. 27 - In den Artikeln 7, 9, 10 und 11 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 28 - Artikel 14 desselben Gesetzes wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt:

"- kumulative Diskriminierung,

- intersektionale Diskriminierung."


Art. 29 - Artikel 18 § 2 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

a) In Nr. 1 wird die Zahl "650" durch die Zahl "1.950" ersetzt.

b) In Nr. 1 wird die Zahl "1.300" durch die Zahl "3.900" ersetzt.

c) Nummer 1 wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Ab dem 1. Januar 2024 werden diese Beträge jeweils am 1. Januar unter Berücksichtigung der Entwicklung des zu diesem Zweck berechneten und bestimmten Verbraucherpreisindexes des Monats November des jeweiligen Vorjahres angepasst, wie im Königlichen Erlass vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes vorgesehen.

Der Anfangsindex ist der Index des Monats November 2022.

Jede Erhöhung oder Minderung des Indexes zieht eine Erhöhung oder Minderung der Beträge gemäß folgender Formel nach sich: Der neue Betrag entspricht dem mit dem neuen Index multiplizierten und durch den Anfangsindex geteilten Basisbetrag.

Das Ergebnis wird auf den nächsthöheren Euro gerundet.

Die neuen Beträge werden jährlich durch Bekanntmachung im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht. Sie treten am 1. Januar des Jahres, in dem sie angepasst werden, in Kraft."

d) Paragraph 2 wird durch die Nummern 3 und 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"3. Wenn das Opfer die Entschädigung für den Schaden verlangt, den es wegen kumulativer Diskriminierung erlitten hat, berücksichtigt das Gericht die Kumulierung der Merkmale, die zur Feststellung des Bestehens einer solchen Diskriminierung führen können, und entscheidet dementsprechend über die Zweckmäßigkeit einer Kumulierung der in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnten Pauschalentschädigungen, um die zusammengenommene Anzahl der kumulativen Merkmale zu berücksichtigen, wobei die Entschädigung auf keinen Fall geringer sein darf als die in Nr. 1 oder 2 erwähnte Pauschalentschädigung, die infolge der Verletzung eines geschützten Merkmals gewährt wird.

4. Wenn das Opfer die Entschädigung für den Schaden verlangt, den es wegen intersektionaler Diskriminierung erlitten hat, berücksichtigt das Gericht die intersektionale Diskriminierung und entscheidet dementsprechend über die Zweckmäßigkeit einer Kumulierung der in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnten Pauschalentschädigungen, um die Anzahl der untrennbar miteinander interagierenden Merkmale zu berücksichtigen, wobei die Entschädigung auf keinen Fall geringer sein darf als die in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnte Pauschalentschädigung, die infolge der Verletzung eines geschützten Merkmals gewährt wird."


Art. 30 - Artikel 20 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. April 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der Präsident des Gerichts kann positive Maßnahmen anordnen, um eine Wiederholung ähnlicher Handlungen, die einen Verstoß gegen die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes darstellen, zu verhindern."

2. In § 2 werden die Wörter "kann der Präsident des Gerichts ihm die in Artikel 18 § 2 erwähnte Pauschalentschädigung gewähren" durch die Wörter "gewährt der Präsident des Gerichts ihm die in Artikel 18 § 2 erwähnte Pauschalentschädigung" ersetzt.

3. Paragraph 3 Absatz 2 wird aufgehoben.


Art. 31 - In Artikel 21 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 32 - In den Artikeln 22 und 23 desselben Gesetzes werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 33 - Artikel 27 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 2 wird das Wort "und" durch ein Komma ersetzt.

2. Absatz 2 wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt:

"- kumulative Diskriminierung,

- intersektionale Diskriminierung."


Art. 34 - Artikel 28 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 werden die Wörter "eines der geschützten Merkmale" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

2. In den Paragraphen 2 und 3 werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

3. In § 2 Nr. 1 werden die Wörter "ein gemeinsames geschütztes Merkmal" durch die Wörter "ein oder mehrere gemeinsame geschützte Merkmale" ersetzt.


Art. 35 - Artikel 31 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Im heutigen Text, der § 1 bilden wird, werden zwischen den Wörtern "des Opfers" und den Wörtern "erhalten haben" die Wörter "oder seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Rechtsnachfolger" eingefügt.

2. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 2 - In Abweichung von § 1 steht der fehlende Nachweis der Zustimmung des Opfers der Zulässigkeit einer von einer Interessenvereinigung erhobenen Klage nicht entgegen, wenn:

1. das Opfer gestorben ist und seine Rechtsnachfolger im Rahmen der gerichtlichen Untersuchung zu diesem Todesfall bereits beschuldigt worden sind oder aus dieser Untersuchung hervorgeht, dass seine Rechtsnachfolger eines oder mehrere der geschützten Merkmale des Opfers nicht anerkennen oder nicht respektieren,

2. das Opfer aufgrund seiner Schutzbedürftigkeit nicht in der Lage ist, seine Zustimmung zu geben, und seine gesetzlichen Vertreter bereits Gegenstand einer laufenden strafrechtlichen Ermittlung wegen Diskriminierung des Opfers sind oder aus der strafrechtlichen Ermittlung hervorgeht, dass seine gesetzlichen Vertreter eines oder mehrere der geschützten Merkmale des Opfers nicht anerkennen oder nicht respektieren, oder seine gesetzlichen Vertreter aufgrund ihrer Schutzbedürftigkeit ebenfalls nicht in der Lage sind, ihre Zustimmung zu geben.

Eine schutzbedürftige Person ist eine Person, die sich aufgrund eines oder mehrerer geschützter Merkmale, wie sie im vorliegenden Gesetz, im Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, oder im Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern bestimmt sind, in einer schutzbedürftigen Situation befindet."


Art. 36 - In Titel 7 desselben Gesetzes wird ein Artikel 32/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 32/1 - Der König legt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Bedingungen und Modalitäten für die Gewährung von Zuschüssen, die den im Bereich der Diskriminierungsbekämpfung tätigen Organisationen oder Projekten mit dem Ziel der Diskriminierungsbekämpfung jährlich gewährt werden, fest für Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Föderalbehörde fallen."


KAPITEL 4 ­ Abänderungen des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern


Art. 37 - In Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen Frauen und Männern, abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, werden die Wörter "eines durch vorliegendes Gesetz geschützten Merkmals" durch die Wörter "geschützter Merkmale" ersetzt.


Art. 38 - Artikel 4 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 15. November 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "geschütztem Merkmal" werden durch die Wörter "geschützten Merkmalen" ersetzt.

2. Das Wort "Geschlechtsumwandlung" wird durch die Wörter "medizinische oder soziale Transition" ersetzt.

3. Artikel 4 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Diese geschützten Merkmale können tatsächliche oder vermeintliche, persönlich oder durch Assoziierung zugewiesene geschützte Merkmale sein, die für sich alleine stehen oder mit einem oder mehreren geschützten Merkmalen aus vorliegendem Gesetz, dem Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung und dem Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, kombiniert werden können."


Art. 39 - Artikel 5 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, wird wie folgt abgeändert:

a) In Nr. 5 werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

b) In den Nummern 6 und 8 werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" jeweils durch die Wörter" eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

c) In Nr. 7 werden die Wörter "mit einem bestimmten geschützten Merkmal" durch die Wörter "mit einem oder mehreren der geschützten Merkmale" ersetzt.

d) In den Nummern 9 und 11 werden die Wörter "mit einem geschützten Merkmal" jeweils durch die Wörter "mit einem oder mehreren der geschützten Merkmale" ersetzt.

e) In Nr. 12 werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

f) Die Nummern 8/1 und 8/2 mit folgendem Wortlaut werden eingefügt:

"8/1. kumulativer Diskriminierung: Situation, die entsteht, wenn eine Person infolge einer Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die zusammengenommen werden, aber voneinander trennbar bleiben, diskriminiert wird,

8/2. intersektionaler Diskriminierung: Situation, die entsteht, wenn eine Person infolge einer Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die miteinander interagieren und voneinander untrennbar werden, diskriminiert wird,".


Art. 40 - In Titel 2 desselben Gesetzes wird ein Kapitel 2/1 mit der Überschrift "Rechtfertigung der Unterscheidungen aufgrund mehrerer geschützter Merkmale" eingefügt.


Art. 41 - In Kapitel 2/1, eingefügt durch Artikel 40, wird ein Artikel 15/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 15/1 - § 1 ­ Jede unmittelbare oder mittelbare Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die zusammengenommen werden, aber voneinander trennbar bleiben, stellt eine kumulative Diskriminierung dar, es sei denn, diese Unterscheidung ist aufgrund der Bestimmungen der Titel 2 des vorliegenden Gesetzes, des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, oder des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung gerechtfertigt.

Für die Beurteilung der Rechtfertigung gilt die Rechtfertigungsregelung, die für die Person, die von der Unterscheidung in der Behandlung betroffen ist, am günstigsten ist.

§ 2 - Jede unmittelbare oder mittelbare Unterscheidung aufgrund mehrerer geschützter Merkmale, die miteinander interagieren und voneinander untrennbar werden, stellt eine intersektionale Diskriminierung dar, es sei denn, diese Unterscheidung ist aufgrund der Bestimmungen der Titel 2 des vorliegenden Gesetzes, des Gesetzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, oder des Gesetzes vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung gerechtfertigt.

Für die Beurteilung der Rechtfertigung gilt die Rechtfertigungsregelung, die für die Person, die von der Unterscheidung in der Behandlung betroffen ist, am günstigsten ist."


Art. 42 - In den Artikeln 8, 14, 15, 16 und 18 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 43 - Artikel 19 desselben Gesetzes wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt:

"- kumulative Diskriminierung,

- intersektionale Diskriminierung."


Art. 44 - [Abänderung des französischen Textes]


Art. 45 - Die Artikel 19/1 § 4 und 23 § 3 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 15. November 2022 werden wie folgt abgeändert:

1. Das Wort "Pauschalentschädigung" wird jeweils durch das Wort "Entschädigung" ersetzt.

2. Das Wort "§ 2" wird jedes Mal aufgehoben.


Art. 46 - Artikel 23 § 2 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

a) In Nr. 1 wird die Zahl "650" durch die Zahl "1.950" ersetzt.

b) In Nr. 1 wird die Zahl "1.300" durch die Zahl "3.900" ersetzt.

c) Nummer 1 wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Ab dem 1. Januar 2024 werden diese Beträge jeweils am 1. Januar unter Berücksichtigung der Entwicklung des zu diesem Zweck berechneten und bestimmten Verbraucherpreisindexes des Monats November des jeweiligen Vorjahres angepasst, wie im Königlichen Erlass vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes vorgesehen.

Der Anfangsindex ist der Index des Monats November 2022.

Jede Erhöhung oder Minderung des Indexes zieht eine Erhöhung oder Minderung der Beträge gemäß folgender Formel nach sich: Der neue Betrag entspricht dem mit dem neuen Index multiplizierten und durch den Anfangsindex geteilten Basisbetrag.

Das Ergebnis wird auf den nächsthöheren Euro gerundet.

Die neuen Beträge werden jährlich durch Bekanntmachung im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht. Sie treten am 1. Januar des Jahres, in dem sie angepasst werden, in Kraft."

d) [Abänderung des französischen Textes]

e) Paragraph 2 wird durch die Nummern 3 und 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"3. Wenn das Opfer die Entschädigung für den Schaden verlangt, den es wegen kumulativer Diskriminierung erlitten hat, berücksichtigt das Gericht die Kumulierung der Merkmale, die zur Feststellung des Bestehens einer solchen Diskriminierung führen können, und entscheidet dementsprechend über die Zweckmäßigkeit einer Kumulierung der in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnten Pauschalentschädigungen, um die zusammengenommene Anzahl der kumulativen Merkmale zu berücksichtigen, wobei die Entschädigung auf keinen Fall geringer sein darf als die in Nr. 1 oder 2 erwähnte Pauschalentschädigung, die infolge der Verletzung eines geschützten Merkmals gewährt wird.

4. Wenn das Opfer die Entschädigung für den Schaden verlangt, den es wegen intersektionaler Diskriminierung erlitten hat, berücksichtigt das Gericht die intersektionale Diskriminierung und entscheidet dementsprechend über die Zweckmäßigkeit einer Kumulierung der in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnten Pauschalentschädigungen, um die Anzahl der untrennbar miteinander interagierenden Merkmale zu berücksichtigen, wobei die Entschädigung auf keinen Fall geringer sein darf als die in Nr. 1 oder Nr. 2 erwähnte Pauschalentschädigung, die infolge der Verletzung eines geschützten Merkmals gewährt wird."


Art. 47 - Artikel 25 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. April 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der Präsident des Gerichts kann positive Maßnahmen anordnen, um eine Wiederholung ähnlicher Handlungen, die einen Verstoß gegen die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes darstellen, zu verhindern."

2. In § 2 werden die Wörter "kann der Präsident des Gerichts ihm die in Artikel 23 § 2 erwähnte Pauschalentschädigung gewähren" durch die Wörter "gewährt der Präsident des Gerichts ihm die in Artikel 23 § 2 erwähnte Pauschalentschädigung" ersetzt.

3. Paragraph 3 Absatz 2 wird aufgehoben.


Art. 48 - In Artikel 26 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 49 - In den Artikeln 27 und 28, abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, und in den Artikeln 28/1 und 28/2, eingefügt durch das Gesetz vom 22. Mai 2014 und abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, werden die Wörter "eines geschützten Merkmals" jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.


Art. 50 - Artikel 32 Absatz 2 desselben Gesetzes wird durch folgende Gedankenstriche ergänzt:

"- kumulative Diskriminierung,

- intersektionale Diskriminierung."


Art. 51 - Artikel 33 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15. November 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "eines geschützten Merkmals" werden jeweils durch die Wörter "eines oder mehrerer der geschützten Merkmale" ersetzt.

2. Die Wörter "mit demselben geschützten Merkmal" werden durch die Wörter "mit einem oder mehreren gemeinsamen geschützten Merkmalen" ersetzt.


Art. 52 - Artikel 36 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 15.November 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. Im heutigen Text, der § 1 bilden wird, werden zwischen den Wörtern "des Opfers" und den Wörtern "erhalten haben" die Wörter "oder seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Rechtsnachfolger" eingefügt.

2. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 2 - In Abweichung von § 1 steht der fehlende Nachweis der Zustimmung des Opfers der Zulässigkeit einer von einer Interessenvereinigung erhobenen Klage nicht entgegen, wenn:

1. das Opfer gestorben ist und seine Rechtsnachfolger im Rahmen der gerichtlichen Untersuchung zu diesem Todesfall bereits beschuldigt worden sind oder aus dieser Untersuchung hervorgeht, dass seine Rechtsnachfolger eines oder mehrere der geschützten Merkmale des Opfers nicht anerkennen oder nicht respektieren,

2. das Opfer aufgrund seiner Schutzbedürftigkeit nicht in der Lage ist, seine Zustimmung zu geben, und seine gesetzlichen Vertreter bereits Gegenstand einer laufenden strafrechtlichen Ermittlung wegen Diskriminierung des Opfers sind oder aus der strafrechtlichen Ermittlung hervorgeht, dass seine gesetzlichen Vertreter eines oder mehrere der geschützten Merkmale des Opfers nicht anerkennen oder nicht respektieren, oder seine gesetzlichen Vertreter aufgrund ihrer Schutzbedürftigkeit ebenfalls nicht in der Lage sind, ihre Zustimmung zu geben.

Eine schutzbedürftige Person ist eine Person, die sich aufgrund eines oder mehrerer geschützter Merkmale, wie sie im vorliegenden Gesetz, im Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde liegen, oder im Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung bestimmt sind, in einer schutzbedürftigen Situation befindet."


Art. 53 - Artikel 39 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 39 ­ Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 16. Dezember 2002 zur Schaffung des Instituts für die Gleichheit von Frauen und Männern kann der König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten festlegen, gemäß denen das Institut den im Bereich der Gendergleichstellung tätigen Organisationen strukturelle Zuschüsse gewähren kann."


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 28. Juni 2023


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Mobilität
G. GILKINET

Die Staatssekretärin für Gendergleichstellung,
Chancengleichheit und Diversität
M.-C. LEROY

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
V. VAN QUICKENBORNE

